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Rechtsextreme Vorkommnisse in der Bundeswehr im Jahr 2015 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Jedes Jahr werden in der Bundeswehr einige Dutzend rechtsextreme Vorfälle 
festgestellt. Laut Bericht des Wehrbeauftragten des Deutschen Bundestages 
vom 26. Januar 2016 (Bundestagsdrucksache 18/7250) sind im Jahr 2015 ins- 
gesamt 57 Vorkommnisse mit Verdacht auf rechtsextremistischen, antisemiti- 
schen oder fremdenfeindlichen Flintergrund gemeldet worden. 3 1 dieser Mel- 
dungen seien bislang abgeschlossen, in 19 Fällen wurde ein Dienstvergehen 
nachgewiesen bzw. wurden Bundeswehrangehörige als Täter ermittelt. 

Die Fragestellerinnen und Fragesteller haben sich in der Vergangenheit bereits 
mehrfach darüber informiert, wie die Bundeswehr mit rechtsextremen Soldatin- 
nen und Soldaten umgeht. Dabei hat sich gezeigt, dass mitunter auch Soldaten, 
an deren rechtsextremen Umtrieben kein Zweifel besteht, bis auf weiteres in der 
Bundeswehr bleiben und/oder Zugang zu Waffen haben (vgl. Bundestagsdruck- 
sache 18/4912). So werden etwa in der genannten Drucksache in der Anlage 1 
unter der laufenden Nummer 13 der Tabelle zwei Soldaten erwähnt, die mehr- 
fach „Sieg - Fleil“ gerufen haben. Weder wurde ihre Dienstzeit vorzeitig been- 
det, noch wurde ihnen der weitere Dienst an der Waffe verwehrt. Unter der lau- 
fenden Nummer 21 ist von einem Soldaten die Rede, bei dem unter anderem 
volksverhetzende Inhalte auf dem Notebook gefunden wurden. Dieser Soldat 
wurde zwar vorzeitig entlassen, hatte aber bis dahin ebenfalls noch Zugang zu 
Waffen. Unter der laufenden Nummer 25 geht es um einen Soldaten, der mehr- 
fach volksverhetzende Sprüche gegen einen Kameraden geäußert hat („Man 
müsste dich vergasen“ etc.); auch dieser wurde zwar vorzeitig entlassen, hatte 
aber bis dahin weiterhin Zugang zu Waffen. Das steht aus Sicht der Fragestel- 
lerinnen und Fragesteller in Widerspruch zur Aussage der Bundesregierung, er- 
kannten Rechtsextremisten werde der Zugang zu Waffen versagt (Bundestags- 
drucksache 18/2788). 

Nach Auffassung der Fragestellerinnen und Fragesteller sollte in jedem Fall si- 
chergestellt werden, dass Soldaten, die Sympathien für den Faschismus zeigen, 
keinen Zugang mehr zu Waffen haben. Es sollte auch nicht sein, dass es in der 
Bundeswehr Soldaten gibt, die gerne mal den „Flitlergruß“ zeigen. Wenn die 
rechtlichen Grundlagen nicht ausreichen, um dies zu gewährleisten, müssten sie 
geändert werden. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Sehreiben des Bundesministeriums der Verteidigung vom 
14. März 2016 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich — in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 




Drucksache 18/7892 


- 2 - 


Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


1. Wie viele Bundeswehrangehörige sind von den 57 gemeldeten Vorkomm- 
nissen betroffen (bitte nach Zivilangestellten und Soldatinnen und Soldaten 
differenzieren und verdeutlichen, welche der Meldungen zu den 19 bestätig- 
ten gehören)? 

ln seinem Jahresbericht 2015 hat der Wehrbeauftragte des Deutschen Bundesta- 
ges 57 Vorfälle mit rechtsextremistischem Hintergrund aufgeführt. Im Jahr 2015 
haben Dienststellen der Bundeswehr 56 Sachverhalte mit Verdacht auf Verstoß 
gegen die Freiheitlich Demokratische Grundordnung mit möglichem rechtsextre- 
mistischen Hintergrund im Meldewesen „Innere und Soziale Lage der Bundes- 
wehr“ vorgelegt. Eine Meldung wurde mittlerweile aufgehoben. Ergänzend wird 
auf die Anlage 1 verwiesen. 

2. Was genau war Inhalt der Meldungen? 

a) Welchen Status hatten die Soldaten jeweils? 

b) Wann fand der Vorfall statt? 

c) Wie wurde der Sachverhalt beschrieben? 

d) Welche disziplinarischen und strafrechtlichen Maßnahmen hat die Bun- 
deswehr gegen die betroffenen Soldaten ergriffen? 

e) Hatten sie weiterhin Zugang zu Waffen? 

f) Wurden sie als Ausbilder eingesetzt? 

g) Haben sie weiter als Vorgesetzte Befehle erteilt? 

h) Wie lange sind sie nach dem Vorkommnis noch im Dienst verblieben? 

i) Wurde die Dienstzeit vorzeitig beendet? 

j) Welche der Vorfälle wurden als schwerwiegende schuldhafte Verstöße 
gegen die politische Treuepflicht bewertet? 

Die Fragen 2 bis 2j werden im Zusammenhang in der Anlage 1 beantwortet. 
Darüber hinaus wird auf die Antwort zu Frage 1 verwiesen. 

3. Welche weiteren Angaben kann die Bundesregierung mittlerweile zu den 
Verdachtsfällen in Anlage 1 auf Bundestagsdrucksache 18/4912 machen, die 
zum damaligen Zeitpunkt noch nicht abschließend geklärt waren (bitte die 
damaligen Angaben soweit wie möglich aktualisieren)? 

Zur Beantwortung der Frage wurden die Verdachtsfälle in der Anlage 1 auf 
Bundestagsdrucksache 18/4912, zu denen sich weitere Erkenntnisse ergeben 
haben, in der Anlage 2 dieser Antwort der Bundesregierung unter Beibehaltung 
der laufenden Nummern aktualisiert. 


4. Wie viele rechtsextremistische Verdachtsfälle werden derzeit vom Militäri- 
schen Abschirmdienst bearbeitet, und aus welchen Jahren stammen die Hin- 
weise? 

Der Militärische Abschirmdienst (MAD) bearbeitet derzeit 230 Fälle im Bereich 
Rechtsextremismus bzw. Terrorismus. Vorgangsbegründende Hinweise gehen 
bis auf das Jahr 2011 zurück. Die Vorgänge aus den Jahren 2011 bis 2014 sind 
überwiegend abschließend bearbeitet, wohingegen Vorgänge mit vorgangsbe- 
gründenden Hinweisen aus dem Jahr 20 1 5 sich überwiegend noch in Bearbeitung 
befinden. 

Von den 230 aktuell in Bearbeitung befindlichen Fällen stammen die vorgangs- 
begründenden Hinweise in drei Fällen noch aus dem Jahr 2011, in zehn Fällen 
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aus dem Jahr 2012, in elf Fällen aus dem Jahr 2013 und in 35 Fällen aus dem Jahr 
2014. ln 149 dieser 230 Fälle stammen die vorgangsbegründenden Hinweise aus 
dem Jahr 2015. Im Jahr 2016 kamen 22 dieser 230 Fälle auf 

5. Wie viele rechtsextremistische Verdachtsfälle haben sich im Jahr 2015 be- 
stätigt (bitte angeben, in welchen Jahren die Verdachtsfälle aufgenommen 
worden waren)? 

Im Jahr 2015 bewertete der MAD vier Verdachtsfälle als rechtsextremistisch. 
Diese wurden jeweils im Jahr 2015 aufgenommen. 

6. Um welche konkreten Betätigungen ging es in den bestätigen Fällen (bitte 
den Status der Soldaten angeben)? 

a) Welche der erkannten Rechtsextremisten sind vorzeitig entlassen wor- 
den? 

b) Welche disziplinarischen und strafrechtlichen Maßnahmen wurden gegen 
die Soldaten ergriffen? 

c) In welchen Fällen hatten die betroffenen Soldaten noch Zugang zu Waf- 
fen und/oder wurden sie als Ausbilder eingesetzt oder konnten sie anderen 
Soldaten Befehle erteilen? 

Die Fragen 6 bis 6c werden im Zusammenhang beantwortet. 

Dem MAD liegen im Rahmen der fachlichen Zuständigkeit folgende Erkennt- 
nisse vor: 

1. Status: Zivilist (ziviler Wachmann) 

Sachverhalt: NPD-Funktionär 

Maßnahmen: Zutrittsverbot für Bundeswehr-Liegenschaften 

2. Status: Beamter 

Sachverhalt: NPD-Mitglied 

Maßnahmen: Vorzeitige Versetzung in den Ruhestand 

(erfolgreicher Einspruch des Beamten gegen die Maßnahme) 

3. Status: Soldat auf Zeit (SaZ) 4 Jahre 

Sachverhalt: Tätowierung mit Bezug zum Rechtsextremismus 

Maßnahmen: Vorzeitige Entlassung aus der Bundeswehr 

4. Status: Freiwillig Wehrdienstleistender (FWDL) 

Sachverhalt: Mitglied in einer rechtsextremistischen Kameradschaft 

Maßnahmen: Vorzeitige Entlassung aus der Bundeswehr 
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7. Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, dass Soldaten, die rechts- 
extremistische Propagandadelikte begehen (wie in Bundestagsdrucksache 
18/4912 ausgefuhrt), teilweise noch Zugang zu Waffen haben, und welche 
Schlussfolgerungen zieht sie daraus? 

Hierzu wird auf Bundestagsdrucksache 18/4912 verwiesen (vgl. Antwort zu 
Frage 6). 


8. Wie beurteilt die Bundesregierung das Erfordernis angepasster rechtlicher 
Grundlagen, um rechtsextremen Soldaten schneller den Zugang zu Waffen 
abzuschneiden und sie einfacher vorzeitig zu entlassen? 

Die befehlsrechtlichen Möglichkeiten, den Zugang zu Waffen zu unterbinden, 
sind ebenso ausreichend wie die im Soldatengesetz normierten Entlassungstatbe- 
stände. 

Das Wehrdisziplinarrecht hält ein breitgefächertes Sanktionssystem bis hin zur 
Entfernung aus dem Dienstverhältnis bereit, um Verstöße gegen die politische 
Treuepflicht angemessen zu ahnden. 


9. Ist es der Bundesregierung mittlerweile möglich, nachzuvollziehen, wie 
viele der dem Wehrbeauftragten in der Vergangenheit gemeldeten Ver- 
dachtsfälle sich bestätigt haben, und wenn nein, welche Schlussfolgerungen 
zieht die Bundesregierung daraus? 

Den zuständigen Disziplinarvorgesetzten und Wehrdisziplinaranwälten sind die 
gemeldeten Verdachtsfälle umfänglich bekannf. Das Meldewesen „Innere und 
Soziale Lage in der Bundeswehr“ isf darauf ausgerichfef, „Meldepflichfige 
Ereignisse“ schnell zu erfassen und den Informationsbedarf der politischen 
Leitung und der militärischen Führung zu decken. Es dient nicht einer vollständi- 
gen Erfassung, Archivierung oder Zusammenstellung aller Umstände und Maß- 
nahmen, die im Zusammenhang mit einem Vorfall erkennbar werden. Ergänzend 
wird auf die Anlage 1 verwiesen. 
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offen 

NEIN 

JA 

JA 


NEIN 

NEIN 


NEIN 

NEIN 

- 

offen 


NEIN 

NEIN 


noch im Dienst 

noch im Dienst 

11.12.2015 

noch im Dienst 


noch im Dienst 

noch im Dienst 


NEIN 

NEIN 

nein 

NEIN 


NEIN 

NEIN 


NEIN 

NEIN 

nein 

NEIN 


NEIN 

NEIN 


JA 

JA 

nein 

NEIN 


JA 

NEIN 


WDA führt Vorermittlungsverfahren, StA führt 
Ermittlungsverfahren 

Disziplinarbuße 

fristlose Entlassung, Abgabe an die StA 

Vorgang noch in Bearbeitung. Abgabe an StA erfolgt. 
MAD ermittelt. 

Täter konnte nicht ermittelt werden. Ermittlungen 
eingestellt. 

Disziplinarbuße 

Disziplinarbuße 

Täter konnte nicht ermittelt werden. Ermittlungen 
eingestellt. 

SaZ 

SaZ 

SaZ 

SaZ 

unbekannt 

FWD 

FWD 

unbekannt 

Der beschuldigte Soldat war am 02.10.2015 gegen 22:00 Uhr mit seinem Fahrrad zu Fuß mit einem Bekannten (Zivilist) auf dem Weg von 
dessen Wohnung zur Bar "Place 4" / "P4" in FREILASSING. Auf dem Weg zur Bar, die sich gegenüber der Flüchtlingssammelstelle 
FREILASSING befindet, zündete der Bekannte des Soldaten einen Feuerwerkskörper, ca. 50 m auf dem Gehweg hinter der 
Flüchtlingseinrichtung. Ein zweiter Feuerwerkskörper wurde ebenfalls angezündet, setzte aber nicht um. Nach Aussage des Soldaten waren 
keine Personen in unmittelbarer Umgebung. Der Bekannte des Soldaten warnte diesen kurz vor dem Anzünden der Feuerwerkskörper. 
Personen, die auf der Terrasse der Einrichtung standen, beobachteten die Beiden, waren aber durch eine Buschreihe, Bäume und einen 

Zaun getrennt. Fremdenfeindliche Äußerungen wurden nach eigener Aussage weder getätigt noch vernommen. Im Anschluss daran setzten 
die beiden Beschuldigten ihren Weg in Richtung Bar fort. Dabei wurden sie auf der Vorderseite der Sammelstelle von Bundespolizisten 
aufgegriffen, die sie zur Feststellung der Identität festhielten und mit dem Vorwurf konfrontierten, fremdenfeindliche Parolen gerufen zu 
haben. Dem Soldaten war bekannt, dass sich vor dem Haupteingang der Flüchtlingseinrichtung permanent Polizeibeamte aufhalten. Danach 
gingen beide Beschuldigte in die Bar und bestellten sich Getränke. Kurz darauf wurden sie von ca. 1 0 Beamten, vermutlich Landespolizei, 
erneut festgenommen und auf die Polizeidienststelle FREILASSING zur Vernehmung gebracht. Hier konkretisierte sich der Vorwurf, dass 
fremdenfeindliche Äußerungen durch die beiden Beschuldigten, sinngemäß "Scheiß Flüchtlinge. So ist's recht.", gerufen worden wären. 

Dazu wurden ebenfalls Zeugen vernommen. Bei dem Soldaten wurde eine Atemalkoholkonzentration von ca. 1 ,4 Promille nach eigenen 
Arrgaben festgestellt. Der Soldat streitet den Vorwurf ab, fremdenfeindliche Parolen bzw. überhaupt etwas gerufen zu haben. Im Anschluss 
an die Vernehmung ging der Soldat zu Fuß zurück zur Bar, holte sein Fahrrad und ging nach Hause. 

Der Soldat äußerte sich auf Facebook in Postings mit Auszügen aus offenkundig rechtsradikalen Liedern, welche für jedermann einsehbar 
waren. Es bestand somit der dringende Tatverdacht, dass die beschuldigte Person auf der Festplatte, bzw. dem Speicher ihres privaten 
Mobiltelefons bzw. Smartphones rechtsextremistisches und volksverhetzertdes Liedgut abgespeichert hat, dieses in den Bereich der 
militärischen Dienststelle eingebracht und dort im Beisein von Kameraden abgespielt hat. Aus diesem Anfangsverdacht führte das MAD-Amt 
mit dem Soldaten eine Befragung durch, wobei dieser dem MAD Einsicht in sein Smartphone gewährte. Dabei wurde festgestellt, dass er 

Lieder verschiedener, offenkundig verfassungsfeindlicher Musikgruppen, unter anderem .Zillertaler Türkenjäger“. „Nordfront". „Division 
Germania“, „Stahlgewitter“, „Kat-C“, Sleipnir“, „Faustrecht“, „Kahlkopf“ und „Triebtäter" auf dem Smartphone gespeichert hat. Im Rahmen der 
Befragung durch den MAD hat die beschuldigte Person eingeräumt, auf ihrem Smartphone gespeicherte, entsprechende Lieder in der 

Kaserne vor Kameraden abgespielt zu haben. Um eine weitere Untersuchung durchführen zu können und eine Einflussnahme der 
beschuldigten Person auf ihr Smartphone zu verhindern, wurde das Smartphone durch richterlichen Beschluss beschlagnahmt 
(Truppendienstgericht Süd, 2. Kammer, Az: S 2 DsL 9/15 vom 06.10.2015). Das Smartphone wird vermutlich ab dem 08.10.2015 durch die 
MAD Stelle 61 München forensisch untersucht. Die beschuldigte Person ist Vertrauensperson der Mannschaften der 4./GebJgBtl 233 und 2. 
stellvertretender Sprecher der Vertrauensperson des GebJgBtl 233. 

Der Soldat hat sich gemäß eigener Aussage am 1 2.09.201 5 auf dem Bauernhof einer als Gorm bekannten Person in Langeland. Dänemark 
mit einer originalen Wehrmachtsuniform gekleidet und im Laufe der privaten Veranstaltung mit sichtbarem Hakenkreuz ablichten lassen. 

Diese Bilder wurden am 18.09.2015 auf der Facebook-Seite der Facebook-Gruppe “General Stab Norden (Staben)“ durch eine mir 
unbekannte Person eingestellt. Der Soldat hat kurz nach der Veröffentlichung zu mindestens einem Bild einen Kommentar geschrieben. Er 
war Mitglied dieser Gruppe und somit war sein Facebook-Profil, auf dem er angibt, Soldat der Bundeswehr zu sein, mit dieser verlinkt. Am 
04.10.2015 gelangte ein anderer Soldat über diese Verlinkung zu der Gruppe und entdeckte die Bilder. Direkt am nächsten Diensttag, dem 
05.10.2015, meldete diese den Vorfall ihren Vorgesetzten. Die Bilder wurden am 05.10.2015 in Facebook gelöscht urtd der Soldat ist nicht 
mehr mit der Gruppe verlinkt. 

Dem Kompaniechef wurde über den Dienstweg gemeldet, dass ein Soldat in seinem Facebook-Profil Posts, Bilder und Videos geteilt hat, die 
dem Anschein nach gegen die freiheitlich demokratischen Grundordnung sind, eine Abschaffung der Regierung fordern und den Staat und 
seine Symbole verunglimpft. Weiterhin verfasste er einen kritischen Kommentar, der gegen Flüchtlinge und die Regierung gerichtet ist. 

Einige der Bilder, die er geteilt hat, wurden von der Gruppe Patrioten Deutschlands gepostet. Zur Bewertung der Bilder sowie der Gruppe 
wurde der Vorgang an die zuständige MAD-Stelle 3 übermittelt. 

Am 22.10.2015 wurden 13x Flugblätter der sogenannten “Identitären Bewegung“ in einem Unterkunftsgebäude der Ernst -Moritz -Arndt- 
Kaserne aufgefunden. Die Flugblätter lagen offensichtlich im Flur des Eingangsbereiches aus. Die Flugblätter wurden gegen 07:00 
geschlossen an den Sicherheitsbeauftragten des Bataillons übergeben. 

Der beschuldigte Soldat versuchte, im Rahmen einer Betreuungsfahrt am 24.1 0.201 5 in zivil in der Innenstadt von RIGA zu einer Bar Zutritt 
zu erhalten. Aufgrund seines stark alkoholisierten Zustandes wurde ihm der Zutritt zur Bar verwehrt. Ein zufällig vorbeikommender Feldjäger 
des Kontingentes, ebenfalls in Zivil, konnte verhindern, dass der Türsteher auf den Soldaten losging. Der Soldat begab sich zu einer ca. 50m 
weiter entfernten Bar, wo er zunächst auf der Straße wartete. Kurz darauf sah der Feldjäger, wie der Beschuldigte den durchgestreckten Arm 
zum sog. Hitlergruß erhob. Dieses meldete der Feldjäger dem kurz darauf vor Ort befindlichen Kompaniechef. LETTISCHE Zivilisten waren 
nach ersten Erkenntnisse nicht involviert. 

Am 26.10.2015 wurde gegen 07.00 Uhr beim Eintreffen der aktuellen Schicht im Camp FALLINGBOSTEL Ost an der Verpflegungsausgabe 

2 eine Pappverpackung für Untersuchungshandschuhe aufgefunden. Diese Verpackung wurde vor der Öffnurrg der Küche am 26.1 0.201 5 
durch Mannschaftssoldaten so aufgefunden, dass die Beschriftung auf der Oberseite “KZ 

Lager“ (durchgestrichen) “Camp Falling Bostel“ zum Gebäudeeingang zeigte. Diese Packung muss zwischen 24.10.2015 22.30 Uhr und 
26.10.2015 07.00 Uhr so dort deponiert worden sein. Die Soldaten der Schicht vom 25.10.2015 sagen aus, diese Beschriftung nicht bemerkt 
zu haben. Der Hauptverdächtige (leichte Übereinstimmungen im Schriftbild mit Schriftprobe) streitet die Tat ab. Weitere Vernehmungen der 
Soldaten sowie Zeugen laufen bereits, derzeit kann kein Soldat als Täter zweifelsfrei identifiziert werden. Die Verpackung der 
Untersuchungshandschuhe befindet sich während der Verpflegungsausgabe am Einlass der Küche und steht Soldaten sowie Flüchtlingen 
und Asylsuchenden zur Nutzung zur Verfügung. Es kann nicht zweifelsfrei ausgeschlossen werden, dass die ca. 250 - 300 
Verpflegungsteilnehmer diese Verpackung so beschriftet gesehen haben, da sich die genaue Lage der Verpackung über den Tagesverlauf 
nicht mehr genau nachvollziehen lässt. Nahezu ausgeschlossen werden kann eine Verbreitung über soziale Medien, da während der 
Verpflegungszeiten ständig Soldaten vor Ort sind und die Packung, weder für Flüchtlinge und Asylsuchende, noch für ziviles Wachpersonal, 
unbeaufsichtigt zugänglich ist. 

Am 05.11.2015 gegen 09.30 Uhr entdeckte ein Soldat, dass auf einer Miettoilette 2 Hakenkreuze als auch die Darstellung der SS Runen 
eingeritzt wurden. Neben dem originären Gefechtsstandpersonal waren in den vorangegangenen Stunden ca. 50 Besucher bzw. Soldaten 
sowie auch multinationales Personal, auf dem Gefechtsstand. Aufgrund des dargestellten Sachverhalts müssten Ermittlungen gegen - 
unbekannt - geführt werden. Befohlene Sofortmaßnahme: Abdecken / Abkleben der Symbole, Sperrung des Dixi WC's. 
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Anlage 2 zu Pari Sts bei der Bundesministerin der Verteidigung Grübel 
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